
Evangelischer Kirchengemeindetag in Württemberg

Mitgliederversammlung des Kirchengemeindetags

am 15. November 2014 – VORTRAG FLORIAN WAHL  

Auf der Mitgliederversammlung des Evangeischen 
Kirchengemeindetags in Württemberg am 15. November 2014 hielt 
Gastreferent Florian Wahl MdL einen Impulsvortrag. Wir bedanken 
dafür, dass er uns das Skript zur Verfügung gestellt hat.

Der Freiheit verpflichtet – Über das Verhältnis von Kirche und Staat

Ein Vortrag von Florian Wahl MdL zur Mitgliederversammlung des Evangelischen 
Kirchengemeindetags am 15. November 2014 in Stuttgart

- es gilt das gesprochene Wort –

Meine Damen und Herren,

liebe Gäste,

ich bedanke mich sehr herzlich bei Ihnen allen, dass Sie heute hier sind und mit mir über das Verhältnis  
von Kirche und Staat diskutieren wollen. 

Besonders bedanken möchte ich mich auch bei Pfarrerin Gerlinde Feine. Einerseits für die Organisation 
dieser Mitgliederversammlung des Kirchengemeindetags und damit auch für die Möglichkeit, dass ich 
Ihnen heute einige Gedanken zu diesem spannungsreichen Thema zur Diskussion stellen möchte. Im 
Übrigen muss ich gleich ankündigen, dass es bei einem so brisanten Thema nicht möglich ist, alle Aspekte 
zu beleuchten. Sehen Sie meine Ausführungen daher auch als Impuls, diesen Diskurs weiter zu pflegen 
und immer wieder mit neuen gesellschaftlichen Realitäten zu konfrontieren.

Staat und Kirche. Sind das Partner? Konkurrenten? Sind sie gar untrennbar miteinander verbunden? Ein 
Blick in die Geschichte gibt vielfältige Antworten. Einst war die Kirche so mächtig, dass ihre Autorität den 
seinerzeit vielleicht mächtigsten Mann der Welt, den römisch-deutschen König und späteren Kaiser 
Heinrich IV. in die Knie zwingen konnte. Vier Tage verharrte er im Büßerhemd vor der Burg des Papstes, 
der ihn exkommuniziert hatte, um wieder in die Gemeinschaft der Kirche aufgenommen zu werden. Die 
Buße vor Canossa ist sprichwörtlich für die Unterwerfung vor einer noch mächtigeren Position geworden.

Der Papst war jahrhundertelang ein politischer Global Player, der über Krieg und Frieden entscheiden 
konnte; dessen weltliche Macht die meisten Fürsten in den Schatten stellen konnte.

Angesichts dieser Machtkonzentration des Heiligen Stuhles musste die ursprüngliche Lehre Jesu Christi 
immer wieder machtpolitischen Interessen weichen. 

Auch dagegen opponierte Martin Luther. Auch dies wurde zum Anlass und Ausgangspunkt der 
Reformation. Aber die Absicht Luthers war es nicht, eine neue Kirche zu gründen. Die Reformation wollte 
zur ursprünglichen Gestalt des Evangeliums zurückkehren, die alte Kirche damit wieder herstellen.



Wenn wir 2017 den 500. Jahrestag der Reformation feiern, ihn begehen und an die damalige Situation in 
vielfältiger Weise erinnern werden, wird es erneut um die Frage gehen, was Glaube und Politik, was 
Religion und Staat miteinander zu tun haben. Wie viel Glaube und Bekenntnis braucht die öffentliche 
Debatte? Gerade angesichts der vielen verschiedenen Religionen, der individuellen Glaubenskonzepte, 
die heute selbstverständlich zu unserer Gesellschaft hinzugehören.

Man ist geneigt zu fragen: Ist der Glaube nicht im besten Sinne Privatsache, gerade weil sich die 
Gesellschaft doch immer weiter säkularisiert, immer weniger Menschen in den Gottesdienst gehen? Weil 
individualistische Lebenskonzepte die Bindung in einer christlichen Gemeinde verdrängen?

 

Unser Grundgesetz fordert die Trennung von Kirche und Staat. Aber ist diese ausreichend umgesetzt, 
wenn die Kirche öffentliche Aufgaben übernimmt, gerade im sozialen Bereich? Wenn der Staat im Auftrag 
der Kirchen die Kirchensteuer eintreibt? Darf ein weltanschaulich neutraler Staat organisatorisch so eng 
mit den Kirchen verknüpft sein?

Oder brauchen wir nicht einen klaren Schnitt zwischen Bekenntnis und Verkündigung der Kirchen sowie 
dem Staat, der allen gesellschaftlichen Akteuren gleichermaßen verpflichtet ist?

Ich möchte gemeinsam mit Ihnen einige Rückblicke in die Geschichte wagen, um der historischen 
Entwicklung des Verhältnisses von Staat und Glaubensgemeinschaften auf den Grund zu gehen. Vor allem 
aber möchte ich versuchen, einige praktische Anregungen zu geben, wie mit dieser komplexen Frage 
umzugehen ist.

Zunächst einmal betrachten wir die Ausgangssituation:

Es gibt einen Gottesbezug in der Präambel der Verfassung: Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor 
Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa 
dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt 
dieses Grundgesetz gegeben.

Eine ähnliche Formel steht auch der Landesverfassung Baden-Württemberg voran. Und sie besagt weiter. 
(Artikel 1) Der Mensch ist berufen, in der ihn umgebenden Gemeinschaft seine Gaben in Freiheit und in 
der Erfüllung des christlichen Sittengesetzes zu seinem und der anderen Wohl zu entfalten. In Artikel 12 
heißt es, die Jugend ist in Ehrfurcht vor Gott, im Geiste der christlichen Nächstenliebe zu erziehen.

Hier setzt immer wieder Kritik an: es heißt, die Verfassung sei für alle Bürger geschrieben worden – also 
auch für diejenigen Menschen in Deutschland, die nicht an einen Gott glauben. Und das kann man mit 
gutem Grund so betonen.

Es ist aber auch klar, dass dieser Verantwortungsklausel in der heutigen Verfassungswirklichkeit kaum 
rechtliche Relevanz zugesprochen wird. Denn das Grundgesetz sagt klar und deutlich: „Es besteht keine 
Staatskirche.“ Das bedeutet: Staat und Kirchen sind in Deutschland institutionell getrennt, der Staat wird 
für weltanschaulich neutral erklärt. Auch die Landesverfassung hat diesen Passus explizit mit 
aufgenommen.

Mit der Trennung von Kirche und Staat ist viel über die Rechtslage ausgesagt; aber noch nichts über das 
geistige und moralische Fundament unserer Gemeinschaft. Denn der Staat bedeutet hier zunächst nur 
den institutionellen Aufbau, also den Verwaltungsapparat, die festgeschriebene Rechtsordnung, 
staatliche Symbole. Wir sollten also kein religiöses Symbol als Bestandteil von Flagge oder Staatswappen 
führen.



Aber ist damit ausreichend erfasst, was unsere Gemeinschaft im Innersten zusammenhält? Ist damit 
etwas ausgesagt über die Werte, die uns verbinden?

Ich möchte eine berühmte These zum Ausgangspunkt meiner Überlegungen machen, das so genannte 
Böckenförde-Diktum. Der ehemalige Verfassungsrichter Ernst-Wolfgang Böckenförde hat es 1964 in 
einem Aufsatz über das Spannungsfeld von Staat, Gesellschaft und Freiheit so formuliert: „Der 
freiheitliche, säkularisierte Staat lebt von Voraussetzungen, die er selbst nicht garantieren kann.“

Es geht ihm also um ein vermeintliches Dilemma dieses freiheitlichen, säkularisierten Staates: Einerseits 
kann er nur bestehen, wenn, ich zitiere: „sich die Freiheit, die er seinen Bürgern gewährt, von innen her, 
aus der moralischen Substanz des einzelnen und der Homogenität der Gesellschaft, reguliert.“ Zitat Ende. 
Andererseits kann er diese Regulierung aus eigener Kraft nicht garantieren, ohne zugleich seinen 
freiheitlichen Anspruch aufzugeben und Zwang auszuüben. Vereinfacht formuliert sagt er. Unsere 
Gesellschaft braucht Zusammenhalt, aber der Staat kann niemanden zwingen, seinen Beitrag zu leisten, 
ohne dass er seinen freiheitlichen Anspruch aufgibt.

Unsere Gemeinschaft basiert demnach auf ideellen Voraussetzungen. Hier kommt der christliche Geist 
zum Vorschein, auf den die Landesverfassung verweist. Die These von Böckenförde geht davon aus, dass 
dem Staat als politischer Verbindung, auch wenn sie ganz deutlich säkularer Natur ist, eine ethische 
Verbindung vorausgehen muss.

Wenn aber der Staat diese Voraussetzungen nicht aus eigener Kraft garantieren kann, wer kann diese 
Aufgabe in der Gemeinschaft übernehmen? Es kann dabei nicht nur um Kirchen gehen, sondern um 
zivilgesellschaftliche Akteure verschiedenster Art: etwa Sportvereine, Nicht-Regierungs-Organisationen, 
Kulturschaffende, weil alle in Ihrem Engagement am Erhalt der Gemeinschaft mitwirken.

Wir beschäftigen uns heute aber mit dem Verhältnis von Kirche und Staat, deswegen konzentriere ich 
mich auf die Rolle der Kirchen. Ich möchte unterstellen, dass Kirche und Staat nicht nur historisch, 
sondern ganz alltäglich als ungleiche Partner sehr eng miteinander verknüpft sind und dass die 
Gesellschaft von dieser Verbindung gestärkt wird. Das muss keineswegs nur für die große christlichen 
Kirchen gelten; auch wenn diese schon historisch bedingt eine besondere Position einnehmen. Aber 
natürlich können an dem Wertefundament, das unsere Gesellschaft zusammenhält, unterschiedliche 
Glaubensgemeinschaften mitwirken.

Grundsätzlich halten wir fest: Die Kirche wirkt mitten in der Gesellschaft. Sie ist ein Akteur, der nicht nur 
für die geistige Orientierung, sondern für unser ganz alltägliches Zusammenleben eine wichtige Rolle 
spielt. Ein erstes Beispiel, das jedem von uns sofort ins Auge springen muss: Ohne den diakonischen 
Einsatz der Kirchen, würde unser Sozialsystem von einem Tag auf den anderen zusammenbrechen. Der 
Staat wäre nicht in der Lage, Pflegeheime, Kindergärten, Jugendgruppen, Begegnungsstätten, 
Freizeitangebote, Bildungsinstitutionen, die die Kirchen bereitstellen, selbst zu organisieren. Caritas und 
Diakonie sind fester Bestandteil unserer sozialen Fürsorge, mit tausenden Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter und weit über drei Millionen Ehrenamtlichen. 

Aber das ist viel mehr als nur ein bürokratischer wie finanzieller Akt:

In diesem praktischen gesellschaftlichen Wirken offenbaren sich die Gnade und die Barmherzigkeit 
Gottes, die Lehre von Jesus Christus. Die Kirchen leben und wirken in der Solidarität mit den Schwachen. 
So tragen sie bei, leben sie und fördern sie einen Geist von Güte und Nächstenliebe und stärken damit 
den Zusammenhalt in der Gesellschaft.



Auch der ehemalige Ratsvorsitzende unserer evangelischen Kirche Prof. Wolfgang Huber hat betont, dass 
die Kirche ihre öffentliche Aufgabe nicht nur im Gegenüber zum Staat, sondern unmittelbar in der 
Zivilgesellschaft wahrnehmen soll. Er nennt sie eine „intermediäre Institution“. Die Kirche soll zur 
geistigen Orientierung der Gesellschaft beitragen, zuallererst, indem sie zeigt, „dass Gemeinschaft gerade 
deshalb gelingen kann, weil sie auf eine Wirklichkeit gründet, die größer ist als sie selbst.“

Aber kommen wir von dieser etwas abstrakten Ebene wieder hinunter in einen ganz praktischen Bereich: 
Wie Sie wissen, bin ich nicht nur Synodaler, sondern auch ein Landtagsabgeordneter, der von der 
Bevölkerung gewählt wurde. Mein beruflicher Auftrag ist ein öffentliches Mandat, mein Arbeitgeber sind 
die Bürgerinnen und Bürger, die ihre Volksvertreter selbst bestimmen. Ich halte mich daher auch für 
ziemlich unverdächtig, andere Legitimationen für öffentliche Bestimmungen anzuerkennen oder zu 
fordern, als die demokratische Entscheidung des Souveräns. 

Wirtschaftliche Interessen etwa dürfen nicht Vorrang vor dem Primat einer demokratisch legitimierten 
Politik haben. Wir brauchen keine marktkonforme Demokratie, sondern einen Markt, der sich den 
demokratischen Spielregeln unterstellt. 

Genau so wenig wollen wir, dass religiöse Macht- und Würdenträger Einfluss auf konkrete politische 
Entscheidungen haben. Damit meine ich nicht nur die Mullahs im Iran, die noch über den gewählten 
Repräsentanten des Volkes stehen. 

Es wäre auch eine Grenze überschritten, wenn Priester von der Kanzel predigen würden, welche Partei 
am nächsten Sonntag zu wählen sei. 

Ich sehe hierin ein grundlegendes Missverständnis, was die Aufgabe einer Kirche angeht, wenn sie als 
gesellschaftlicher Akteur auftritt. Die Autorität der Kirche und ihrer Vertreter ist gerade nicht dazu da, 
Meinungen vorzugeben. Sie soll zum kritischen Nachdenken anregen. Sie soll hinterfragen, nicht 
dozieren.

Und gerade deswegen bin ich der festen Ansicht, dass Glaube und Religion zum geistigen Fundament 
unseres Staates und unserer Gesellschaft untrennbar hinzugehören. Die Kirchen sollen eine mahnende 
Stimme erheben. Religiöse Überzeugungen müssen gerade in ethischen Fragen zum politischen Diskurs 
beitragen. In diesem Sinne soll die Kirche eine politische Rolle spielen. Sie soll die brennenden Fragen der 
jeweiligen Zeit aufgreifen und kommentieren. Sie soll die Lebenswelt der Menschen erreichen, und das 
kann sie nicht, wenn sie dogmatische Lehrsätze vorgibt und sich immer weiter von der gesellschaftlichen 
Realität entfernt. Die familienpolitische Schrift der evangelischen Kirche in Deutschland ist ein 
hervorragendes Beispiel, wie die Kirche auf diese Realität eingehen kann. Und dennoch erfüllt sie dabei 
ihre Aufgabe einer behutsamen Wegweisung, aber ohne den moralischen Zeigefinger. Ich wünsche mir 
auch für unsere katholischen Brüder und Schwestern, dass ihre Kirche die Kraft und den Mut zur 
Erneuerung besitzt.

Aber wie politisch darf die Kirche wirklich sein? Das wird immer Gegenstand der Diskussion sein und ich 
werde diese Frage auch nicht beantworten können. Aber einen Hinweis möchte ich doch geben: In der 
Reformation wurde die so genannte Zwei-Regimenten-Lehre definiert. Luther sah Kirche und Staat als die 
zwei Regimente Gottes an: Die Kirche ohne weltliche Macht soll die Sündenvergebung predigen, der Staat 
soll dem Bösen wehren. Das bedeutet auch, dass sich Kirche und Politik nicht in Detailfragen des anderen 
einmischen – und dies halte ich auch nach 500 Jahren noch für einen sehr sinnvollen Ansatz.

Ich habe Ihnen anfangs einige historische Schlaglichter versprochen. Eine Vorlesung über das historische 
Verhältnis von Kirche und Staat müssen Sie daher nicht befürchten – ich belasse es bei einigen 
interessanten Zusammenhängen.



Das Christentum gehört, das wissen wir alle, untrennbar zur deutschen und europäischen Geschichte 
hinzu. Die gesellschaftliche und politische Entwicklung der letzten zwei Jahrtausende ist ohne die Kirche 
nicht denkbar. Und dieser Umstand beeinflusst bis heute unser Zusammenleben und auch unsere 
öffentliche Ordnung. Wer etwa das Gleichnis vom barmherzigen Samariter nicht kennt, der wird nicht 
ohne weiteres verstehen, warum „Unterlassene Hilfeleistung“ bei uns einen Straftatbestand darstellt. Es 
gibt hier einen eindeutigen rechtsgeschichtlichen Zusammenhang in der christlichen Tradition Europas. 
Das christliche Sittengesetz, von dem die Landesverfassung spricht, ist hier in unserer Rechtsordnung 
aufgegangen.

Aber gehen wir das Ganze etwas strukturierter an: Die Französische Revolution ist ein wichtiger 
Ausgangspunkt für die Idee eines modernen säkularen Staates. Staatsziel ist danach nicht mehr ein 
vermeintlicher göttlicher Wille, der sich in der bestehenden Herrschaftsform offenbart und diese 
gleichsam legitimiert. Es gibt also keinen Herrscher von Gottes Gnaden.

Der Staat dient hier der Sicherung von natürlichen Rechten und Freiheiten der Bürger. Die französische 
Verfassung von 1791 definiert bereits das Prinzip der Glaubens- und Religionsfreiheit. Der Staat erklärt 
sich der Religion gegenüber für neutral und überlässt ihre Praxis den Bürgern.

Damit zeigt sich erstmalig in einem großen europäischen Land die Herauslösung der Politik aus einer 
religiös dominierten Weltsicht, die das gesamte christliche Mittelalter und die frühe Neuzeit prägte.

Unser heutiges Verhältnis von Staat und Kirche geht im Wesentlichen auf die Weimarer Reichsverfassung 
zurück und ist damit knapp 100 Jahre alt. Die erste demokratische Verfassung von 1919 legte die 
zentralen Prinzipien Religionsfreiheit, weltanschauliche Neutralität des Staates und Selbstbestimmung 
aller Religionsgemeinschaften fest. Die Religionsausübung war demnach keine Privatsache, sondern blieb 
eine öffentliche, wenngleich keine staatliche Angelegenheit. Der bis heute gültige Grundsatz lautete: Der 
Staat kann Religionsgemeinschaften organisatorisch einbinden, ihnen aber aufgrund seiner 
Neutralitätspflicht keine Inhalte vorschreiben.

Deswegen wurden Konkordate oder Staatskirchenverträge geschlossen, die das Verhältnis von Staat und 
Kirche im Detail regeln. Berührt sind Bereiche wie die Ausbildung von Theologen an den Universitäten, 
schulischer Religionsunterricht oder Aufgaben der Wohlfahrtspflege. Gesellschaftliche Entwicklungen 
werden darin abgebildet. Der Vertrag des Landes Baden-Württemberg mit den Evangelischen 
Landeskirchen in Baden und in Württemberg wurde im Oktober 2007 verabschiedet, ist also gerade 
sieben Jahre alt. Damit ist dieses Verhältnis im Übrigen demokratisch legitimiert, die Bürgerinnen und 
Bürger können also über ihre Wahlentscheidung darauf Einfluss nehmen, wie sich dies zum Wohle der 
Allgemeinheit gestaltet.

Im Übrigen können Religion und Glaube auch gar nicht reine Privatsache sein, weil sie in ihren Lehrsätzen 
wie auch in der täglichen Gemeindearbeit immer den Menschen in seinem Umfeld, also in dieser 
Gesellschaft, ansprechen. Schon Jesus hat nicht nur von Erlösung und ewigem Leben gepredigt, sondern 
zunächst einmal von Nächstenliebe und Mitmenschlichkeit.

Ganz deutlich wird ein solcher Ansatz bei jener christlichen Freikirche, die sich Heilsarmee nennt. Deren 
Grundsatz lautet: „Suppe, Seife, Seelenheil“, und zwar in dieser Reihenfolge. Das Seelenheil ist wichtig, 
keine Frage, aber zuerst einmal muss der Mensch satt werden. Etwas abstrahiert gesagt, erst einmal geht 
es um ein Leben in Würde. Und das ist natürlich eine hochpolitische Botschaft, gerade in Zeiten wie 
diesen, wo auch das reiche Europa von starken sozialen Krisen erschüttert wird. Und wenngleich diese 
Würde durch unser säkulares Grundgesetz garantiert wird, ist die Begründung dessen doch die Liebe 
Gottes. Kein Mensch kann einem anderen Menschen die Würde nehmen, weil diese ihm von Gott 
verliehen wurde.



Gott hat aber die Menschen durch seinen Sohn Jesus Christus aufgefordert, selbst aktiv zu sein und für 
die Würde jedes Einzelnen einzustehen. Im Matthäusevangelium 25, Verse 31-46 heißt es: „Was ihr für 
einen meiner geringsten Brüder getan habt, das habt ihr mir getan.“

Und in diesem Sinne agiert die Kirche, agieren Millionen gläubiger Menschen jeden Tag in unserer 
Gesellschaft. Und sie tragen das zum inneren Zusammenhalt der Gesellschaft bei, was der Staat im Sinne 
des Böckenförde-Diktums eben nicht durch eigenes behördliches Handeln sicherstellen kann. 

Was heißt das konkret? Das heißt, dass es Vesperkirchen gibt, in denen die Ärmsten der Gesellschaft 
nicht nur satt werden, sondern auch menschliche Wärme erfahren. Das bedeutet, dass es 
Freizeitangebote und Ferienbetreuung für Kinder gibt, auch für die, deren Eltern kein Geld für Urlaub 
haben. Ich war selbst jahrelang Betreuer im Waldheim und habe die Freude erlebt, hunderte lachende 
Kindergesichter sehen zu dürfen. Das heißt vor allem auch, dass die Kirchen, also ihre ehrenamtlichen 
und hauptamtlichen Mitarbeiter in Krisensituationen, in Katastrophen als Seelsorger bereitstehen. 
Freiwillig, aus christlicher Nächstenliebe, ohne dies irgendjemandem in Rechnung zu stellen. Egal, wo 
Menschen bei Verkehrsunfällen ums Leben kommen oder wo Naturkatastrophen über uns hereinbrechen 
– Vertreter der Kirchen sind sofort zur Stelle und helfen Betroffenen oder Angehörigen, das Geschehene 
zu verarbeiten. Gerade in den denkbar schlimmsten Situationen offenbart sich jener innere 
Zusammenhalt der Gesellschaft. Und genau das ist es, was kein staatliches Handeln der Welt ersetzen 
könnte und wozu wir die Kirchen als gesellschaftliche Akteure brauchen.

Allen, die nach einer strikten Trennung von Kirche und Staat, und damit auch nach der Einstellung von 
finanziellen Transfers schreien, möchte ich die Frage stellen: Glaubt ihr, dass der Staat in der Lage wäre, 
diese Aufgaben organisatorisch zu stemmen? Oder dass er noch Geld sparen könnte, wenn er selbst 
zehntausende Diplompsychologen ausbilden und bezahlen müsste, die Menschen in schwierigen 
Situationen beistehen? Und selbst wenn er dies täte: in jeder Haushaltskrise wäre dies der Bereich, in 
dem sofort der Rotstift angesetzt würde. Und als jemand, der auch politische Verantwortung trägt, sage 
ich: ich bin nicht bereit, diesen Ausdruck von Menschlichkeit und Nächstenliebe in unserer Gesellschaft 
auf dem Altar der Haushaltsdisziplin zu opfern. Diese Aufgabe ist bei den Kirchen in guten Händen, ihr 
Dienst ist im besten Sinne des Wortes unbezahlbar.

Ein viel diskutierter Aspekt ist die Frage des Religionsunterrichts an staatlichen Schulen. Warum soll ein 
religiöses Bekenntnis im Schulunterricht vermittelt werden? Können das die Kirchen nicht selber machen 
und dann auch nur für die, die dies gerne in Anspruch nehmen?

Die Frage ist berechtigt. Aber ich wehre mich entschieden gegen ein Verständnis von Schule, dass nur die 
Vorbereitung junger Menschen für die Bedürfnisse des globalisierten Marktes kennt. Die reine 
Nützlichkeitslogik missachtet, was unsere Gesellschaft zusammenhält. Schule hat einen 
Erziehungsauftrag im Sinne gesellschaftlicher Werte, und sie hat einen Vermittlungsauftrag von 
prägenden kulturellen Wurzeln. Und was unsere Gesellschaft an Überzeugungen und Werten kennt, 
speist sich ganz maßgeblich aus der Religion. Daher hat Religion einen Platz im Schulunterricht.

Wegen seiner weltanschaulichen Neutralität darf der Staat aber nicht über Inhalte des 
Religionsunterrichts und die richtigen Glaubenslehren entscheiden. Deswegen leiten die 
Religionsgemeinschaften die Inhalte für den Religionsunterricht von ihren Glaubensaussagen ab. 
Gleichzeitig wird trotz Religionsunterricht niemand zu einem religiösen Bekenntnis gezwungen, von dem 
wiederum der Schulerfolg abhängig wäre. Genau so wenig findet religiöser Fundamentalismus Zugang zu 
den Schulen. Denn das Grundgesetz besagt, dass der Religionsunterricht unter staatlicher Aufsicht steht 
und somit wie jeder andere Unterricht demokratischen Grundsätzen verpflichtet ist. Er ist in den meisten 



Bundesländern an staatlichen Schulen ordentliches Lehrfach. Der Staat hat das Recht zu überprüfen, ob 
der Religionsunterricht staatlichen Anforderungen an Schule genügt.

Wie sieht es in diesem Bereich mit der Gleichberechtigung der Religionen aus? Schüler haben ein 
verfassungsmäßiges Recht auf die Teilnahme am Religionsunterricht ihrer Konfession, wenn er angeboten 
wird. Umstritten ist aber, ob ein Rechtsanspruch einzelner Schüler darauf besteht, dass ihr 
Religionsunterricht angeboten wird. Wir fragen uns: wie steht es mit der Einführung des islamischen 
Religionsunterrichts an staatlichen Schulen? Dies wäre verfassungsrechtlich unstrittig. Probleme gibt es 
vor allem deshalb, weil hierfür bisher kein Partner für den Staat zur Verfügung steht, nach dessen 
Glaubensgrundsätzen unterrichtet werden könnte. Da liegt es zunächst an den islamischen Verbänden 
selbst, eine gemeinsame Linie zu finden. Es gibt also ein organisatorisches Hindernis, aber keine 
systematische Bevorzugung der christlichen Kirchen. Und persönlich möchte ich anmerken, dass ich die 
Einführung von islamischem Religionsunterricht für richtig und wichtig halte – denn ein Islam, der als 
verlässlicher Partner in einer demokratischen Ordnung agiert, ist ein hervorragender Botschafter für das 
friedliche Zusammenleben unterschiedlicher Kulturen und Lebensweisen. Das zählt gerade in einer so 
spannungsreichen weltpolitischen Lage wie heute.

 

Lassen sie mich noch einen der häufigsten Streitpunkte sachlich und rational beleuchten: Finanziert der 
Staat eigentlich die Kirchen? Ich möchte darauf pauschal antworten: Nein, das tut er nicht. Das tun die 
Mitglieder maßgeblich über Kirchensteuer und Spenden. Der Staat refinanziert Leistungen, etwa in den 
Bereichen Soziales und Bildung. Er tut das, weil es sich um Aufgaben handelt, für die eigentlich die 
öffentliche Hand verantwortlich wäre.

Andere freie Träger wie Wohlfahrtsverbände, Vereine, Privatwirtschaftliche Träger oder etwa Pro Familia 
werden genauso refinanziert. Der Staat unterstützt jedes gemeinnützige Handeln, weil er den Einsatz der 
Bürgerinnen und Bürger fördern will. Er hat zwar die Erfüllung von Aufgaben sicherzustellen, aber er tut 
gut daran, in einigen Bereichen Eigenverantwortung zu unterstützen und nicht alles durch behördliches 
Handeln zu lösen.

Es stimmt natürlich, dass viele kirchliche Angestellte vom Staat bezahlt werden: Nicht nur die 
Religionslehrer oder Erzieherinnen, sondern beispielsweise auch Gefängnispfarrer oder Polizei- und 
Militärseelsorger. Öffentliche Mittel erhalten die Kirchen auch für die Ausbildung von Theologen an 
Universitäten und den Unterhalt kirchlicher Fachhochschulen.

Aber alle Gelder, die hier fließen, sind an Leistungen gebunden, von denen der Staat profitiert und die ihn 
in seinen ureigenen Aufgabenbereichen entlasten. In der Erfüllung gesellschaftlicher Aufgaben kann ich 
daher keine systematische Privilegierung der Kirchen erkennen. Wir sehen das Verhältnis von Kirche und 
Staat somit als wechselseitige Übernahme von Verantwortung.

Ein anderer verbreiteter Vorwurf betrifft den Einzug der Kirchensteuer. Viele Leute fragen: weshalb 
ziehen die Kirchen ihre Mitgliedsbeiträge nicht selbst ein, so wie es alle Freikirchen tun, sondern 
überlassen es dem Finanzamt? Umgekehrt heißt es: warum fühlt sich der Staat eigentlich dafür 
zuständig? Auch hier hilft eine nüchterne Analyse der Fakten:

Es stimmt: der Staat sammelt über seine Finanzämter für die großen Kirchen deren Mitgliedsbeiträge, 
also die Kirchensteuer ein. Das ist aber keine Verwischung der Trennung von Kirche und Staat, sondern 
ein Dienstleistung, für die er eine Aufwandsentschädigung kassiert. Art 23.2. Landesverfassung besagt: 
Die Kirchen leisten eine angemessene Verwaltungskostenvergütung, die zwischen dem Oberkirchenrat 
und dem Finanzministerium festgelegt wird. Damit ist klar. Nicht nur die beiden großen Kirchen, sondern 
jede als Körperschaft des öffentlichen Rechtes anerkannte Religionsgemeinschaft kann sich vom Staat 



ihre Beiträge über die Einkommensteuer einziehen lassen und bezahlt für diese Dienstleistung eine 
Gebühr, die dem Staat Einnahmen verschafft.

Im Übrigen fließt der größte Teil der Kirchensteuereinnahmen in die Gemeindearbeit. Diese kommt auch 
Konfessionslosen und Angehörigen anderer Religionsgemeinschaften zugute und sie ist in ihrer Wirkung 
nicht auf Mitglieder der Kirche beschränkt. Zum Gottesdienst ist jeder eingeladen, der Gottes Wort hören 
will, der die Geborgenheit einer Gemeinde spüren will. Niemand fragt sie an der Kirchentür, ob sie 
Kirchensteuer zahlen. Und die Pfarrer, die über die Kirchensteuer bezahlt werden, spenden Trost, etwa 
bei Beerdigungen, und dies nicht nur für registrierte Mitglieder.

Weiter können wir uns fragen: Sind die großen christlichen Kirchen gegenüber allen anderen 
Glaubensgemeinschaften privilegiert? Auch hier lautet die Antwort „nein“, oder zumindest „Nicht 
grundsätzlich!“ Denn wenn man eine vermeintliche Besserstellung von katholischer und evangelischer 
Kirche diagnostizieren kann, liegt dies zunächst nur an der historisch gewachsenen Struktur.

Und gerade weil die islamische Glaubensgemeinschaft in unserem Land deutlich größer als noch vor 
einigen Jahren ist, will die baden-württembergische Landesregierung will den Status islamischer 
Verbände ebenfalls durch einen Staatsvertrag regeln. 2013 hat der Chef der Staatskanzlei, Klaus-Peter 
Murawski die Verbandsvertreter aufgefordert, Ideen für einen Staatsvertrag auszuarbeiten. Solche 
Verträge gibt es bereits in Bremen und Hamburg, in Niedersachsen ist ein solches Dokument angestrebt.

Mit all den genannten Aspekten möchte ich nun auf den Ausgangspunkt meiner Überlegungen 
zurückkommen will, auf das bekannte Böckenförde-Diktum. Das Wirken der Kirche kommt der ganzen 
Gesellschaft zugute, nicht nur dem gläubigen und kirchensteuerpflichtigen Teil. Christliche Nächstenliebe 
ist, weltlich übersetzt, die Solidarität, die unsere Gesellschaft zu einer Gemeinschaft macht. Das sind 
Werte, die der Staat nicht erzwingen kann, die er nicht garantieren kann, obwohl sein Bestehen darauf 
gründet.

 Für mich ist dies eine deutliche Aufforderung an alle gläubigen Bürgerinnen und Bürger, aber auch an die 
religiösen Gemeinden als Organisation, aktiv an der Gestaltung von Staat und Gesellschaft mitzuwirken; 
ihren Beitrag zum Gelingen einer solidarischen Gesellschaft zu leisten. Dies ist kein Widerspruch zur 
verfassungsrechtlichen Trennung von Kirche und Staat sondern eine wichtige Konsequenz aus den 
ebenfalls verfassungsmäßig garantierten Werten: Menschenwürde. Gleichberechtigung. Der Grundsatz: 
Eigentum verpflichtet. Das Sozialstaatsprinzip. Das Grundgesetz unseres Staates fördert und begrüßt in 
diesem Sinne aktives christliches Handeln. Das kann und darf uns allen Selbstbewusstsein geben, uns als 
Christen gesellschaftlich und politisch genauso tatkräftig einzubringen, wie in unserer Kirchengemeinde. 
Denn beides kann zu einer besseren und friedlicheren Welt beitragen. Und danach zu streben ist genauso 
ein Gebot des christlichen Glaubens wie auch das Ziel einer fortschrittlichen Staatsauffassung.


